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Libres, libres como el viento. Como yo aprendí a volar  
y a mi me encanta volar. A pesar del conflicto, que me  

cortaron las alas, pero estoy otra vez intentando el vuelo. [...]  
No voy a dejar de que mis alas no me crezcan  

(Ruta Pacífica de las Mujeres 2013) .

Die afrokolumbianische Friedensaktivistin María del Socorro Mosquera 
stammt aus dem berüchtigten Stadtteil Comuna 13 in Medellín. In den 
1980er und 1990er Jahren galt die Comuna 13 als Stützpunkt des Me-
dellín-Kartells von Pablo Escobar und symbolisierte die fehlende staatliche 
Kontrolle über weite Gebiete Kolumbiens. Um diese zu demonstrieren, 
leitete der damalige Präsident Álvaro Uribe kurz nach seinem Amtsan-
tritt 2002 vier Militäroperationen ein, die sich formal gegen die in dem 
Stadtteil aktiven Guerillagruppen, de facto aber auch gegen große Teile der 
Zivilbevölkerung richteten. So wurde María del Socorro Mosquera, die zu 
diesem Zeitpunkt Vorsitzende der Asociación de Mujeres de las Independen-
cias (AMI) war, im Zuge der Operación Orion im November 2002 gemein-
sam mit zwei Mitstreiterinnen von Polizei und Militär festgenommen und 
elf Tage lang festgehalten. Zwei Jahre später wurde eine der gleichzeitig mit 
ihr verhafteten Frauen von Paramilitärs ermordet und María del Socorro 
Mosquera war gezwungen, ihr Wohnviertel zu verlassen.

Die lokal tätige Frauenorganisation AMI stärkt seit 1996 auf vielfälti-
ge Art und Weise die Rechte von Frauen, Kindern und Jugendlichen aus 
der Comuna 13. Sie ist Teil des landesweiten feministischen und pazifisti-
schen Netzwerkes Ruta Pacífica de las Mujeres, das sich seit 1996 für einen 
nachhaltigen, von der Zivilbevölkerung getragenen Friedensprozess und 
für die Achtung von Menschen- und Frauenrechten einsetzt sowie dafür, 
die spezifischen Auswirkungen des Bürgerkrieges auf Frauen sichtbar zu 
machen. Davon zeugt ein umfassendes Testimonialprojekt, im Zuge des-
sen zwischen 2010 und 2013 über tausend kolumbianische Frauen über 
die vielfältigen Formen von Gewalt, denen sie seitens der verschiedenen 
Konfliktparteien ausgesetzt waren, Zeugnis ablegten (u.a. Gallego Zapa-
ta 2013). Auch María del Socorro Mosquera hat in diesem Rahmen ihre 
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Geschichte von Engagement, Vertreibung, Bedrohung und Widerstand 
erzählt. Wie das Schicksal ihrer 2004 ermordeten Mitstreiterin sowie bis 
in die Gegenwart reichende Morddrohungen paramilitärischer Gruppen 
gegen Frauen der Ruta Pacífica zeigen, birgt ihre Arbeit große Gefahren.

María del Socorro Mosquera, ihre gemeindeorientierte Organisation 
AMI und das landesweit bekannte Netzwerk Ruta Pacífica sind Beispiele 
für unzählige Frauen und Frauenorganisationen, die trotz massiver Bedro-
hungen für Frieden, Frauen- und Menschenrechte in Kolumbien kämp-
fen. Sie können dabei de jure seit der Verfassung von 1991 von umfas-
senden Rechten und Schutzmechanismen profitieren. Diese Situation ist 
nicht zuletzt angesichts der historischen Entwicklung Kolumbiens bemer-
kenswert, galt das stark katholische geprägte Land im westlichen Vergleich 
doch lange Zeit als Spätzünder im Bereich der Frauenrechte. 

Frauen in der Politik und Frauenpolitik

Eine erste, bürgerliche Frauenbewegung entstand in Kolumbien in den 
1930er Jahren, als die Liberale Partei umfassende Reformen im Bildungs-, 
Gesundheits- und Agrarsektor durchführte und den politischen Raum 
für eine wachsende Gewerkschafts- und Frauenbewegung öffnete. Letz-
tere erkämpfte wichtige Rechte für die Kolumbianerinnen, wie dasjenige 
auf Eigentum und den Zugang zu Universitäten. Das passive und aktive 
Wahlrecht für Frauen wurde jedoch erst 1954 auf Bestreben einer Gruppe 
von Frauen um die liberale Juristin Esmeralda Arboleda unter dem popu-
listischen Diktator Gustavo Rojas Pinilla erstritten und 1957 erstmals aus-
geübt. Das ist deutlich später als in den meisten anderen lateinamerikani-
schen Ländern (Coker González 2000).1 Die Frauenrechtlerin Esmeralda 
Arboleda wurde 1958 auch die erste Senatorin und 1961 die erste Ministe-
rin Kolumbiens (Pinzón de Lewin 2014). In den 1960er Jahren war sie an 
zahlreichen Gesetzentwürfen zur weiteren juristischen Gleichstellung von 
Frauen beteiligt, vor allem im Bereich des Ehe- und Scheidungsrechts. Die 
Einführung des zivilen Scheidungsrechts scheiterte jedoch 1964 am Wi-

1	 In der Literatur wird dieser Anachronismus in erster Linie auf die starke Position der 
katholischen Kirche in der kolumbianischen Politik und Gesellschaft zurückgeführt, 
die in der über hundert Jahre gültigen Verfassung von 1886 als Staatsreligion verankert 
worden war und mit dem Konkordat von 1887 Hoheit über das Bildungswesen und 
Zivilstandsfragen erhalten hatte.
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derstand der katholischen Kirche und ist erst mit der Trennung von Kirche 
und Staat in der Verfassung von 1991 umgesetzt worden (Luna/Villarreal 
1994). Während es in den folgenden Jahrzehnten vereinzelte prominen-
te Politikerinnen gab, die Arboledas Beispiel folgten und hohe staatliche 
Ämter bekleideten, blieb der Weg für Frauen in die kolumbianischen Par-
lamente steinig. Noch 2014 waren nur 19,4 % der Sitze im kolumbiani-
schen Parlament mit Frauen besetzt (Wills Obregón 2007).

Verfassungsrang bekam die Gleichstellung in der Verfassung von 
1991, auf die eine erstarkte und breitere Frauenbewegung erheblichen 
Einfluss ausgeübt hatte. So hatte ein Bündnis aus Frauenorganisationen 
und unabhängigen Feministinnen, als Ende der 1980er Jahre der Prozess 
einer Verfassungsreform begonnen wurde, Gleichstellungsprinzipien, ei-
nen laizistischen Staat, besonderen Schutz für Mütter und politische Maß-
nahmen gegen Gewalt gegen Frauen gefordert. Zwar waren unter den 70 
Mitgliedern der Asamblea Constituyente nur vier Frauen und keine davon 
lässt sich der Frauenbewegung zuordnen, dennoch wird deren Lobbyarbeit 
im Vorfeld der Versammlung erheblicher Einfluss auf den Verfassungstext 
zugesprochen (Villarreal Méndez 2011).

Festgeschrieben wurden in der Verfassung von 1991 folgende Gleich-
stellungsrechte: das allgemeine Recht auf Gleichheit und das Verbot von 
Diskriminierung (Art. 13); das Recht von Frauen, politische Ämter auszu-
üben und die Verantwortung der Politik, ihnen Zugang zu diesen zu ver-
schaffen (Art. 40); die Gleichberechtigung von Frauen innerhalb von Ehen 
und Paarbeziehungen (Art. 42) sowie der besondere Schutz schwangerer 
Frauen, junger Mütter und weiblicher Familienoberhäupter (Art. 43).

Der Verfassungstext hatte weitreichende positive Auswirkungen auf 
die Gesetzgebung und erweiterte die Möglichkeiten der Frauen, ihre Rech-
te vor Gericht einzufordern. Zu den wichtigsten gesetzlichen Maßnahmen 
gehören das Gesetz 294 von 1996, mit dem staatliche Schutzmaßnahmen 
für Opfer interfamiliärer Gewalt eingeführt wurden, das als Quotenge-
setz bekannte Gesetz 581 von 2000, mit dem u.a. festgelegt wurde, dass 
30 % der hohen Regierungsämter mit Frauen besetzt werden müssen, und 
das Gesetz 1257von 2008, mit dem der kolumbianische Staat anerkannte, 
dass es angesichts der weitverbreiteten Gewalt gegen Frauen einer umfas-
senden staatlichen Strategie zur Bekämpfung der Gewalt bedarf. Auch in 
der Gesetzgebung zu reproduktiven Rechten sowie der Gleichstellung von 
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LGBT-Personen2 hat die Verfassung Wirkung gezeigt (Arango Gaviria et 
al. 2011).

Hinter der konstanten Verbesserung der juristischen Schutzmechanis-
men steht jedoch auch die erfolgreiche Mobilisierung seitens der zahlrei-
chen Frauen, die außerhalb des Parlaments, in feministischen Organisa-
tionen, sozialen Bewegungen und der Friedensbewegung für ihre Rechte 
kämpfen.

Frauen als Friedensakteurinnen

Die Ruta Pacífica de las Mujeres ist ein Verband aus knapp 400 Frauenor-
ganisationen, der sich seit Mitte der 1990er Jahre für die Wiederaufnahme 
von Friedensverhandlungen einsetzte und die 2012 begonnenen Gesprä-
che zwischen der Regierung von Juan Manuel Santos und der Guerilla
gruppe Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia – Ejército del Pueblo 
(FARC-EP) in Havanna, Kuba unterstützte. Die Ruta Pacífica setzt auf 
künstlerisch symbolträchtige Aktionsformen, laute Demonstrationen und 
Slogans wie “Mi cuerpo no es botín de guerra” (Mein Körper ist keine 
Kriegsbeute) und “Las mujeres no parimos hijos e hijas para la guerra” 
(Wir Frauen gebären keine Söhne und Töchter für den Krieg). Damit 
knüpft sie an die lange lateinamerikanische Tradition an, Mutterschaft als 
politisches Instrument in der Frauenbewegung einzusetzen. Seinen Sitz 
hat das Netzwerk im Haus der Unión de Ciudadanas in Cali, die in den 
1950er Jahren für das Frauenwahlrecht kämpfte. Hier zeigt sich symbo-
lisch die Verbindung zwischen der ersten Frauenbewegung und den Or-
ganisationen der zweiten Generation. Darin dominierten in den 1970er 
Jahren zunächst feministische Gruppen, die sich für sexuelle und repro-
duktive Selbstbestimmung einsetzten. In den 1980er und 1990er Jahren 
kam es dann zur ‘NGOisierung’ der Frauenbewegung und zur Gründung 
zahlreicher Frauenorganisationen, die sich für Frieden und Menschenrech-
te einsetzen (Lamus Canavate 2010). Gleichzeitig sind Frauen seit den 
1970er Jahren auch in den Kämpfen um Land sichtbar, so organisieren sie 
sich innerhalb der Asociación Nacional de Usuarios Campesinos (ANUC) 
und auch in einem eigenständigen Bäuerinnenverband (Meertens 2000).

2	 Das Kürzel LGBT stammt aus dem englischen Sprachraum und steht für “Lesbian, Gay, 
Bisexual, Transgender”, wird aber auch in zahlreichen anderen Sprachen verwendet.
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Hinsichtlich der 2012 begonnenen Friedensverhandlungen kritisier-
ten Frauenorganisationen zunächst die fehlende Beteiligung von Frauen 
sowie die fehlende Berücksichtigung der spezifischen Gewalterfahrungen 
weiblicher Opfer des Bürgerkrieges. Wirkmächtig formuliert wurden ihre 
Kritik und Forderungen auf der Cumbre Nacional de Mujeres y Paz, bei 
der 2013 über 400 Frauen aus neun Netzwerken in enger Zusammen-
arbeit mit der Frauenorganisation der Vereinten Nationen zusammenka-
men, um ihre Vorschläge für die Herstellung von Frieden zu formulieren 
und nach Havanna zu tragen. Die Initiative zeigte sichtbaren Erfolg, als 
im September 2014 die Subcomisión de Género de la Mesa de Conversacio-
nes de la Habana eingerichtet wurde. Die zehnköpfige Kommission aus 
Mitgliedern beider Verhandlungsparteien überprüfte die bis dahin verab-
schiedeten Verhandlungspunkte auf ihre Auswirkungen auf Frauen und 
LGTB-Personen und forderte die Regierung und FARC-EP dazu auf, ge-
schlechterspezifische Fragen stärker in den Friedensprozess zu integrieren. 
Direkt und aktiv einwirken konnte die Kommission auf die Verhandlun-
gen zum Themenkomplex “Opfer”, bei dem Fragen von Entschädigung 
und Wiedergutmachung diskutiert wurden.

Die Cumbre Nacional, die sich nach dem Treffen 2013 als Bündnis 
verstetigt hat, entsandte wiederum im November 2014 eine Delegation 
nach Havanna, um ihre im Vorjahr verabschiedeten Forderungen an die 
Kommission heranzutragen.3 Die Vertreterinnen verlangten, Frauenrechte 
in das Zentrum der Vereinbarungen zu Opferrechten zu stellen, um im 
Zuge der Transition nicht nur individuelle Menschenrechtsverletzungen 
zu bestrafen, sondern zugrundeliegende Machtstrukturen auch aus einer 
Geschlechterperspektive heraus zu verändern und damit nachhaltigen 
Frieden möglich zu machen. Sie forderten, Anklagen aus Perspektive der 
Opfer zu betrachten und sexuelle Gewalt von Amnestieregelungen aus-
zunehmen, um sexuelle Gewalt auch in Friedenszeiten bekämpfen und 
verringern zu können. Weiterhin verlangten sie, die Vielzahl verletzter 
Frauenrechte in den Regelungen zur Transitionsjustiz zu berücksichtigen 
(sexuelle Gewalt, Folter, Mord, Verschwindenlassen, Entführungen, Ver-
treibungen, Rekrutierung, Verlust von Angehörigen, ökonomische Verlus-

3	 Insgesamt gab es im Verlauf der Friedensverhandlungen drei Delegationsreisen von 
Frauen- und LGBT-Verbänden nach Havanna. Frauen haben jedoch nicht nur als Ver-
treterinnen der Frauenbewegung sondern auch als Delegierte beider Verhandlungspar-
teien und im Zuge von Opferanhörungen umfassend an den Friedensverhandlungen 
mitgewirkt.
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te und Beeinträchtigungen der physischen, psychischen und emotionalen 
Gesundheit) und spezifische präventive Maßnahmen durchzuführen, um 
zu verhindern, dass rückkehrende Kämpfer Gewalt gegen Frauen ausüben 
(Mejía Duque, 15.12.2014).

Diese Forderungen fanden zu großen Teilen Eingang in die Mit-
te Dezember 2015 verabschiedeten Vereinbarungen über die Opfer des 
Konflikts. So wurde darin sexuelle Gewalt in die Liste der von Amnestie-
regelungen ausgenommenen Verbrechen integriert und grundsätzlich fest-
gehalten, bei den Mechanismen zur Wahrheitsfindung und Wiedergutma-
chung, aber auch bei der juristischen Aufarbeitung die differenzielle und 
geschlechterspezifische Viktimisierung der kolumbianischen Bevölkerung 
zu berücksichtigen (Acuerdo sobre las Víctimas del Conflicto, 15.12.2015). 
Wenige Wochen nach dem Waffenstillstandsabkommen vom 23. Juni 
2016 veröffentlichten die Verhandlungsparteien ein umfassendes Com-
muniqué, das die bis dato erreichten Einigungen hinsichtlich der Einbe-
ziehung einer Gender-Perspektive in den Friedensvertrag zusammenfasste, 
u.a. den gleichberechtigten Zugang zu Landbesitz und die institutionelle 
Stärkung von Frauen- und LGBT-Organisationen (Comunicado Conjun-
to #82, 24.7.2016). Die knappe Ablehnung des Friedensvertrags im Re-
ferendum vom 2. Oktober 2016 geht nicht zuletzt darauf zurück, dass 
anti-feministische und homophobe Argumente gegen diese vermeintliche 
‘Gender-Ideologie’ auf breite Resonanz in der kolumbianischen Gesell-
schaft stoßen. Dementsprechend sahen sich die Regierung und die FARC 
bei der Überarbeitung des Friedensvertrags gezwungen, den Begriff “géne-
ro” an einigen Stellen zu streichen und durch Formulierungen wie “Män-
ner und Frauen” oder “verwundbare Gruppen und Personen” zu ersetzen. 
Diese Fassung wurde am 24. November 2016 unterzeichnet und eine Wo-
che später vom Kongress ratifiziert.

Den Analysen und Forderungen, die die kolumbianischen Frauenor-
ganisationen erfolgreich nach Havanna getragen haben, ist die Erkenntnis 
gemein, dass Frauen in besonderem Ausmaß und auf spezifische Art und 
Weise Opfer des Bürgerkriegs waren und sind.

Frauen und Krieg – Opfer und Kämpferinnen

In dem Bürgerkrieg, der seit Mitte der 1960er Jahre zwischen aufständi-
schen, staatlichen und paramilitärischen Kräften gefochten wird, sind Frau-
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en in besonderem Maße von Gewalt betroffen. Vertreibungen und illegale 
Landnahmen in den Kriegsgebieten treffen vor allem die zahlreichen al-
leinstehenden Frauen, die zudem geschlechtsspezifischer Gewalt, konkret 
sexueller Gewalt ausgesetzt sind (Meertens 2010). Sexuelle Gewalt – darin 
herrscht zwischen kolumbianischen Frauen- und Menschenrechtsorgani-
sationen und dem kolumbianischen Verfassungsgericht Einigkeit – wird 
von allen Konfliktparteien systematisch als Kriegswaffe eingesetzt. Sie um-
fasst Vergewaltigungen und sexuelle Übergriffe, Zwangsprostitution sowie 
erzwungene Schwangerschaften und Abtreibungen. Indigene und afroko-
lumbianische Frauen und Mädchen aus dem ruralen Kolumbien sind von 
der sexuellen Gewalt in besonders hohem Maße betroffen (ABColombia 
et al. 2013). Die Gewalt gegen Frauen seitens der bewaffneten Akteure 
kann jedoch nicht getrennt von dem hohen Ausmaß an sexueller Gewalt 
im häuslichen Bereich betrachtet werden (Estrada et al. 2007). 2010 gaben 
9,7 % der befragten Frauen in einer repräsentativen Umfrage an, von ih-
rem Partner vergewaltigt worden zu sein, 37,4 % hatten physische Gewalt 
erfahren. Vergewaltigungen außerhalb der Partnerschaft hatten 5,7 % der 
Frauen erlitten. Sexuelle Übergriffe im Kontext des bewaffneten Konflik-
tes wurden zwischen 1985 und 2015 an die 12.000 registriert, was einem 
Durchschnitt von 360 pro Jahr entspricht (ONU Mujeres 2016). Nicht 
zuletzt deshalb war es eine zentrale feministische Forderung, diese Strafta-
ten von Amnestieregelungen im Kontext der Friedensverhandlungen aus-
zuklammern (ABColombia et al. 2013). 

Die unterschiedlichen Akteure greifen zu verschiedenen Formen sexu-
eller Gewalt. Bei den FARC-EP dominieren sexuelle Übergriffe gegen Frau-
en und Mädchen in den von ihnen kontrollierten Gebieten und vor allem 
gegen diejenigen, denen Zusammenarbeit mit der Gegenseite vorgeworfen 
wird. Zudem müssen die Kombattantinnen Verhütungsmittel einnehmen 
und werden zur Abtreibung gezwungen, falls sie dennoch schwanger wer-
den. In den hitzigen Debatten, die darüber geführt werden, zeigt sich, dass 
die Frauen der FARC-EP in der öffentlichen Wahrnehmung zwischen Op-
fern und Täterinnen oszillieren. Die Guerilleras machen je nach Schätzung 
30-40 % der Kämpfenden aus und stellen das Zusammenleben in den auf-
ständischen Truppen, in denen per Statut schon seit den 1970er Jahren 
Gleichberechtigung herrscht, als revolutionär in Sachen Geschlechterbe-
ziehungen dar. Die oberste Führungsebene der FARC-EP ist jedoch fest 
in männlicher Hand. Kolumbianische und ausländische Medien zeichnen 
ein heroisierendes und sexualisierendes Bild der Kämpferinnen, in denen 
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ihre militärischen und politischen Strategien kaum Aufmerksamkeit er-
langen. Bei den Verhandlungen in Havanna spielten Frauen der FARC-EP 
jedoch eine wichtige Rolle (Ibarra Melo 2009; Hörtner 2009). 

Auch die seit den 1980er Jahren aktiven paramilitärischen Gruppen 
Kolumbiens hatten und haben weibliche Mitglieder, deren Anteil jedoch 
deutlich geringer ausfällt und auf 6-10 % geschätzt wird. Im Gegensatz zu 
den Guerillas herrscht dort jedoch geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, 
sind die Frauen nicht Teil der militärischen Führung, sondern vielmehr 
am Aufbau einer neuen sozialen Ordnung beteiligt (GMH 2011). Auch 
die von paramilitärischen Gruppen eingesetzte genderspezifische und spe-
ziell sexuelle Gewalt steht im Zusammenhang mit dem Aufbau einer dich-
ten sozialen und territorialen Kontrolle. Das bekannteste Beispiel einer 
solchen Form der Herrschaft hat der paramilitärische Dachverband Auto-
defensas Unidas de Colombia (AUC) von den späten 1990er Jahren bis zu 
seiner Auflösung 2006 in großen Teilen der kolumbianischen Karibikpro-
vinzen ausgeübt. Das Ausüben von Herrschaft über die Zivilbevölkerung 
und der Kampf gegen die ‘Subversion’ in den einstmals von Guerillaakti-
vitäten geprägten Gebieten ging mit massiven Eingriffen in das Alltagsle-
ben und dem Aufbau einer autoritären patriarchalen Ordnung und bru-
talen, oftmals sexualisierten Sanktionen für vermeintlich ‘subversives’ und 
‘deviantes’ Verhalten einher. Rigide Geschlechternormen waren hier kein 
‘Beiprodukt’ des Krieges, sondern ein zentrales Instrument der Machtaus-
übung. Die AUC machten den Frauen und Männern in ‘ihren’ Regionen 
Verhaltensvorschriften hinsichtlich des ‘richtigen’ ‘männlichen’ und ‘weib-
lichen’ Aussehens und Auftretens und bestraften Frauen und Männer, die 
sich diesen Regeln widersetzten, öffentlich, z.B. mit Schlägen, Rasuren 
oder stundenlangem nackten Verharren in der gleißenden Sonne. Verge-
waltigungen, Folter und sexualisierte Gewalt wurden von den Paramilitärs 
gezielt und strategisch zur Inbesitznahme von Körpern und Regionen ein-
gesetzt. Paramilitärische Anführer und Großgrundbesitzer tauschten das 
‘Recht’, junge Mädchen zu entjungfern, gegen den Schutz ihrer Familien. 
Frauen, die sichtbare Positionen in den sozialen Strukturen ihrer Gemein-
den einnahmen oder zivilgesellschaftlich organisiert waren, fanden sich 
zudem häufig auf ihren Todeslisten (GMH 2011).

Die wenigsten Vergewaltigungen und sexuellen Übergriffe (sowohl im 
Kontext des bewaffneten Konfliktes als auch in privaten Zusammenhän-
gen) werden von den betroffenen Frauen angezeigt und somit auch nicht 
von den Strafbehörden verfolgt. Die eben dargestellten Erfahrungen der 
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Opfer und Praktiken der Täter und Täterinnen können nur dank zahl-
reicher und umfangreicher Erinnerungsprojekte dokumentiert und sym-
bolisch sowie juristisch angeklagt werden. Testimonios und Memoria – in 
der sozialwissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der Gewaltgeschich-
te Kolumbiens werden diese Modi der Erkenntnisgewinnung schon seit 
den 1960er Jahren angewendet. Der inzwischen umfangreiche Korpus an 
Darstellungen der genderspezifischen Gewalt gegen Frauen und LGBT-
Personen in Kolumbien hat seinen Ursprung in der bereits skizzierten 
Frauenbewegung der 1980er und 1990er Jahre. So machen es sich zahlrei-
che Frauenorganisationen seit dieser Zeit zur Aufgabe, die an Frauen und 
Mädchen begangenen Verbrechen erzählen zu lassen und aufzuschreiben. 
Die Bandbreite der Akteurinnen und Akteure reicht dabei von lokal agie-
renden Basisorganisationen wie der Asociación de Mujeres del Magdalena 
(ADEMAG) und der eingangs erwähnten Initiative Cuenta la 13 bis zu 
dem Großprojekt Comisión de Verdad y Memoria de las Mujeres Colombia-
nas der Ruta Pacífica und einer testimonio-Sammlung mit Frauenberichten 
des Verbandes der Opfer von Staatsverbrechen MOVICE (Movimiento de 
Víctimas de Crímenes de Estado) (Castro Sánchez et al. 2015). Einen be-
sonders sichtbaren Platz nehmen die Forschungsprojekte und Publikati-
onen des Centro Nacional de Memoria Histórica (CNMH) ein, das 2011 
mit dem Gesetz zum Schutz der Opfer und Rückgabe der Länder (Ley de 
Víctimas y Restitución de Tierras) von der Regierung Santos gegründet wur-
de. Zu den Aufträgen der aus renommierten Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern bestehenden Einrichtung gehört die Sammlung von tes-
timonios der Opfer des bewaffneten Konflikts in all ihrer Heterogenität. 

Queer Colombia

Nicht zuletzt im Rahmen der Memoria-Projekte des Centro Nacional 
wurde deutlich, dass auch die LGBT-Bevölkerung Kolumbiens in hohem 
Maße von systematischer geschlechtsspezifischer und sexueller Gewalt be-
troffen ist und darüber ein noch viel größeres Schweigen herrscht. Deshalb 
erarbeite das Centro Nacional de Memoria Histórica in Zusammenarbeit 
mit LGBT-Basisorganisationen 2015 einen umfangreichen Bericht, der 
die testimonios dieser Bevölkerungsgruppe erstmals umfassend darstellt. 
Die Publikation zeigt, dass die Gewaltakte, denen Lesben, Schwule, Bi-
sexuelle und Transgender ausgesetzt sind und die das Ziel verfolgen, eine 
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heteronormative soziale Ordnung und Moral herzustellen, von Mord und 
Folter bis zu Vergewaltigungen und symbolischen sexuellen Gewaltakten 
reichen. Dabei stellen die interviewten LGBT-Personen heraus, dass sich 
die durch die bewaffneten Akteure erfahrene Gewalt in Diskriminierun-
gen und Übergriffe im privaten Umfeld sowie durch Institutionen wie 
Schulen, Gesundheitsbehörden oder die Kirche einreiht (CNMH 2015). 
Im August 2014 erlangte der Fall des 16-jährigen Schülers Sergio Urre-
go traurige Berühmtheit, der von den homophoben Diskriminierungen 
durch Lehrkräfte und Schulpsychologen und -psychologinnen in den 
Selbstmord getrieben wurde. Auch Meinungsumfragen zeugen von gesell-
schaftlich breit verankerter LGBT-Feindlichkeit, so spricht sich eine große 
Mehrheit der Kolumbianerinnen und Kolumbianer in Umfragen gegen 
die erfolgte Gleichstellung der Ehe und das verabschiedete Adoptionsrecht 
für Schwule und Lesben aus.

Auch in diesem Bereich wird also eine für Kolumbien charakteristi-
sche Diskrepanz zwischen brutaler Diskriminierung in weitgehend rechts-
freien Räumen einerseits und progressiver Rechtsstaatlichkeit andererseits 
deutlich. Wie auch im Bereich der Frauenrechte ist es in erster Linie das 
kolumbianische Verfassungsgericht, von dessen Seite die Diskriminie-
rung auf Grund von geschlechtlicher Identität oder sexueller Orientierung 
Stück für Stück abgebaut wird. Dieser Prozess hat seinen juristischen Ur-
sprung in der Verfassung von 1991, ist aber auch das Ergebnis eines zähen 
und erfolgreichen Kampfes der in den frühen 2000er Jahren geformten 
LGBT-Bewegung Kolumbiens. Seit 2007 sorgten die Richter und Richte-
rinnen für gleiche bürgerliche, politische, wirtschaftliche und soziale Rech-
te, haben das Migrations- und Strafrecht angeglichen sowie innerhalb des 
Sozial- und Gesundheitssystems die Gleichstellung durchgesetzt (Serrano 
Amaya 2011). 2015 wurde endgültig das volle Adoptionsrecht für gleich-
geschlechtliche Paare eingeführt und seit dem Frühjahr 2016 sind alle No-
tare und Standesbeamten dazu angehalten, auch gleichgeschlechtlichen 
Paaren die Ehe zu schließen. Das Gericht argumentierte bei diesen beiden 
Entscheidungen in erster Linie familiär, d.h. es postulierte im Zusammen-
hang mit dem Eherecht, dass auch gleichgeschlechtliche Paare eine Fami-
lie bildeten, und strich im Kontext des Adoptionsrechts das Recht von 
Kindern auf eine Familie heraus. Diesem Argument schloss sich auch das 
staatliche Instituto Colombiano de Bienestar Familiar (ICBF) und damit 
die in Kolumbien für Adoptionen zuständige Behörde an. Doch auch die 
Gegner dieser höchst umstrittenen und die kolumbianische Gesellschaft 
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polarisierenden Entscheidungen setzen in ihrer Argumentation auf die Fa-
milienkarte und sehen sich als Verteidiger der vermeintlich natürlichen 
und mit der christlichen Lehre übereinstimmenden heterosexuellen Klein-
familie. Sie können sich dabei auch darauf berufen, dass Familie in der 
Verfassung von 1991 als Keimzelle der Gesellschaft bezeichnet wird, die 
als freiwillige Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau definiert 
wird.

Familie und Reproduktion

Die Verfassung von 1991 formuliert jedoch nicht nur ein spezifisches und 
sehr enges Familienbild, sondern auch die Verpflichtung des kolumbia-
nischen Staates, Familien und insbesondere Kinder zu schützen. Dieses 
Selbstverständnis familienpolitischen Engagements geht auf das Ley de Pa-
ternidad Responsable von 1968 und die darin verankerte Gründung des 
ICBF zurück, das an das Gesundheitsministerium angegliedert ist. Der 
kolumbianische Staat beanspruchte damit Autorität über gesellschaftli-
che Bereiche, die bis dahin primär in kirchlicher Hand gelegen hatten. 
Das Gesetz nahm Väter in die Pflicht, die Vaterschaft ihrer Kinder an-
zuerkennen und für sie zu sorgen, und übertrug dem Staat in Form des 
ICBF die Aufgabe, diejenigen Kinder zu versorgen, deren Eltern nicht zur 
Verantwortung gezogen werden konnten. Von der feministischen Frauen- 
und Geschlechterforschung werden sowohl die Arbeit des ICBF als auch 
andere familienpolitische Maßnahmen der letzten Jahrzehnte grundsätz-
lich für ihre geschlechterpolitischen Auswirkungen kritisiert, da diese eine 
traditionelle Arbeitsteilung zementierten, in der Männer in der produkti-
ven Sphäre und Öffentlichkeit verortet werden und Frauen als diejenigen 
konzipiert werden, die für Familien im Besonderen und das ‘Private’ im 
Allgemeinen verantwortlich sind (Rodríguez Pizarro/Ibarra Melo 2013). 
Dies zeigen auch seit 2006 staatlich finanzierte Umfrageprojekte zu be-
zahlter und unbezahlter Arbeit. Sie unterstreichen, dass sich Hausarbeit 
und Kindererziehung trotz der Verschiebungen im Arbeitsmarkt fest in 
Frauenhand befinden (Villamizar García-Herreros 2011). 

Die Kernfamilie aus Vater, Mutter und zwei oder drei Kindern, wie 
sie in der Verfassung von 1991 skizziert wird, stellt in Kolumbien nur ein 
Familienmodell unter vielen dar – wenn auch eines, das seit den 1950er 
Jahren von vielen Seiten als ‘natürliches’ Ideal und Norm propagiert und 
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definiert wird. Die Soziologin und Anthropologin Virgina Gutiérrez de 
Piñeda, die als Gründungsmutter der kolumbianischen Familiensozio-
logie gilt, stellte in einflussreichen Werken jedoch schon in den frühen 
1960er Jahren die historisch gewachsene Vielfalt der Familienmodelle und 
-konstellationen Kolumbiens dar und führte diese in erster Linie auf die 
ethnische und territoriale Heterogenität des Landes zurück (u.a. Gutie-
rréz de Piñeda 1963). Sie konnte z.B. aufzeigen, dass in den Karibik- und 
Pazifikregionen matrifokale Familien, in denen die Großmutter mütterli-
cherseits den familiären Mittelpunkt bildete, dominierten, Polygamie in 
Kolumbien weit verbreitet war und in den andinen Regionen viele Mütter 
alleinerziehend waren. Auch gegenwärtig zeigen Umfragen von privaten 
und staatlichen Institutionen sowie soziologische Studien, dass neben der 
‘vollständigen’ Nuklearfamilie eine Vielfalt anderer Modelle existiert, seien 
es Großfamilien oder Familien mit weiblichen Familienvorständen (Puya-
na Villamizar 2012). Als markanteste Veränderung in den Familienstruk-
turen seit den 1950er Jahren kann der Rückgang der Kinderzahl pro Frau 
gelten, die 2010 bei 2,1 lag (Ojeda et al. 2011). Dieser sogenannte de-
mographische Übergang wird auf die Verbreitung moderner Verhütungs-
mittel, die Urbanisierung Kolumbiens, den Ausbau des Bildungswesens 
und den stark erweiterten Zugang von Frauen sowohl zum Bildungssys-
tem als auch zu Lohnarbeitsverhältnissen zurückgeführt (Serrano Amaya 
et al. 2010). 

Dieser Zusammenhang zwischen der Entwicklung und Verbreitung 
neuer Verhütungsmittel wie der ‘Pille’ und der Spirale, sich wandelnden 
weiblichen Biografien und der Senkung der Geburtenrate war kein Zufall, 
sondern das Ergebnis der Bemühungen international vernetzter Bevölke-
rungsexperten. Diese sahen in kinderreichen Familien und schnellem Be-
völkerungswachstum eine ‘Überbevölkerungsgefahr’, welche der ökono-
mischen Entwicklung und gesellschaftlichen Modernisierung Kolumbiens 
im Wege stehe und der mit eben diesen Mitteln begegnet werden müsse 
(Huhle 2017). Gleichzeitig forderten auch Frauen und Frauenorganisatio-
nen in Kolumbien den freien Zugang zu Verhütungsmitteln – der vor al-
lem seitens der katholischen Kirche eingeschränkt wurde – und das Recht 
auf Familienplanung ein. Die Regierung wiederum verankerte das Ziel, 
die Geburtenrate zu senken, im Entwicklungsplan von 1969 und begann 
schon Mitte der 1960er Jahre, Familienplanung im Rahmen von Mutter-
Kind-Programmen im staatlichen Gesundheitssystem zu verankern. Im 
gleichen Zeitraum wurde mit der Asociación Probienestar de la Familia Co-
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lombiana (Profamilia) die erste private Familienplanungsorganisation ge-
gründet. Sie versorgte schon bald mehr Frauen als die staatlichen Stellen 
und dominiert das Feld bis heute, wobei ihre Aktivitäten Forschung, Se-
xualerziehung, Politikberatung, die kommerzielle Verbreitung von Verhü-
tungsmitteln und medizinische Versorgung umfassen.

Seit den 1980er Jahren fordern feministische Gruppen jedoch sexuelle 
und reproduktive Rechte ein, die losgelöst von bevölkerungspolitischen 
Zielen freie Entscheidungen jeder und jedes Einzelnen garantieren sollen. 
Ihnen ist es zu verdanken, dass auch staatlicherseits eine konzeptionel-
le Verschiebung stattfand und reproduktive Fragen weniger als kollektive 
nationale Verantwortung und stärker als individuelle Rechte verhandelt 
werden. So wurde in Art. 42 der Verfassung von 1991 formuliert, dass 
Paare das Recht haben, frei und verantwortungsvoll über die Anzahl ih-
rer Kinder zu entscheiden und dazu verpflichtet sind, für den Unterhalt 
und die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder zu sorgen. 2003 wurden 
sexuelle und reproduktive Rechte dann in einer Direktive des Ministerio 
de Protección Social zu Menschenrechten erklärt. Der Staat verpflichtete 
sich dazu, über das Sozialversicherungs- und Gesundheitssystem Zugang 
zu Verhütungsmitteln und medizinischer Versorgung zu gewährleisten. 
Kolumbien setzte damit internationale Normen um, die auf der Weltbe-
völkerungskonferenz in Kairo 1994 und der Weltfrauenkonferenz 1995 
in Peking verabschiedet worden waren (Serrano Amaya et al. 2010). In-
wiefern das gelingt, d.h. welche Kenntnisse kolumbianische Frauen über 
Verhütungsmethoden und sexuelle Gesundheit haben und welche Mittel 
sie verwenden, wird seit 1990 am umfassendsten von Profamilia erforscht, 
die seither im 5-Jahres-Takt eine landesweite repräsentative Umfrage, die 
Encuesta Nacional de Demografía y Salud, durchführt. Gemäß der Umfrage 
von 2010 kennen 99,9 % der kolumbianischen Frauen mindestens eine 
moderne Verhütungsmethode, wobei Kondome am bekanntesten sind 
(98,9 %), gefolgt von der Pille (98,8 %) und Hormonspritzen (97,9 %). 
97 % der befragten verheirateten Frauen und 99 % der sexuell aktiven 
Frauen gaben an, schon einmal Verhütungsmittel benutzt zu haben, wobei 
die Sterilisation von Frauen (24 %) die am stärksten verbreitete Methode 
ist, gefolgt von Hormonspritzen und Kondomen (je 8 %) (Ojeda et al. 
2011). 

Das Thema Abtreibung ist im Vorfeld der Verfassung von 1991 auch 
in Kolumbien stärker in die Öffentlichkeit gerückt und wird seither re-
gelmäßig gesellschaftlich und juristisch diskutiert. Die Asamblea Constitu
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yente entschied sich dazu, das Thema nicht im Verfassungstext zu behan-
deln, bei der Neuformulierung des Strafgesetzbuchs im Jahr 2000 wurde 
Abtreibung jedoch wie erstmals 1980 ausnahmslos unter Strafe gestellt. 
Daraufhin kam es zu zahlreichen Klagen vor dem Verfassungsgericht, das 
2006 schließlich Abtreibung in drei Fällen legalisierte: bei Schwanger-
schaften, die aus einer Vergewaltigung resultieren, wenn eine starke Fehl-
bildung des Embryos vorliegt und wenn die Schwangerschaft das Leben 
der schwangeren Frau bedroht. In der Praxis bestehen jedoch auch für die 
Frauen, deren Schwangerschaften in eine dieser Kategorien fallen, nach 
wie vor Hürden. Zahlreiche Mediziner und Medizinerinnen weigern sich 
aus Gewissensgründen, den Eingriff vorzunehmen, Krankenversicherun-
gen legen bürokratische Hürden in den Weg und die katholische Kirche 
übt Druck aus (Serrano Amaya et al. 2010). Die Zahl illegaler und oft-
mals gesundheitsgefährdender Abtreibungen ist durch die Entscheidung 
von 2006 kaum zurückgegangen, wobei es auch schwierig ist, zuverlässige 
Daten zu erheben (Rubio 2015). Frauenorganisationen setzen sich seit den 
1970er Jahren für die vollständige Legalisierung von Abtreibungen ein, 
wobei gegenwärtig vor allem das 1993 geformte Bündnis La Mesa por la 
Vida y la Salud de las Mujeres aktiv ist. Auch in diesem Feld zeigt sich also 
der große Einsatz, mit dem kolumbianische Frauen unterschiedlicher poli-
tischer Couleur und regionaler Herkunft für ihre Rechte kämpfen.
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